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(3) Die Beschlagnahme des Vermögens wird aufge­
hoben, wenn ihre Voraussetzungen nicht mehr vor­
liegen.

(4) Zuständig für die Aufhebung der Beschlagnahme 
ist das Organ, das die Beschlagnahme anordnete, im 
gerichtlichen Verfahren das Prozeßgericht.

§120

Arrestbefehl des Staatsanwalts
(1) Der Staatsanwalt kann über das Vermögen oder 

Teile des Vermögens des Beschuldigten einen Arrest­
befehl erlassen, wenn zu besorgen ist, daß sonst die 
Verwirklichung einer Geldstrafe, die Beitreibung der 
Auslagen des Verfahrens oder die Durchsetzung eines 
Schadensersatzanspruches wesentlich erschwert werden 
würde. Zur Sicherung geringfügiger Beträge ergeht 
kein Arrestbefehl.
\ (2) Im Arrestbefehl wird der zu sichernde Geldbetrag 
festgestellt.

(3) Die Vollziehung des Arrestbefehls erfolgt durch 
den Staatsanwalt, der sich hierbei des Gerichtsvoll­
ziehers bedienen kann.

(4) Der Arrestbefehl wird durch Verfügung des 
Staatsanwalts aufgehoben, wenn die Voraussetzungen 
für die weitere Aufrechterhaltung nicht mehr vor­
liegen.

(5) Im gerichtlichen Verfahren stehen die Befugnisse 
nach Absätzen 1 bis 4 dem Prozeßgericht zu.

§121

Richterliche Bestätigung
Beschlagnahmen, Durchsuchungen und Arrestbefehle 

bedürfen der richterlichen Bestätigung. Die Bestätigung 
ist innerhalb von 48 Stunden einzuholen. Zuständig für 
diese Entscheidung ist das Kreisgericht oder das Prozeß­
gericht. Wird die Bestätigung rechtskräftig abgelehnt, 
sind die getroffenen Maßnahmen innerhalb weiterer 
24 Stunden aufzuheben.

F ü n f t e r  A b s c h n i t t  

Verhaftung und vorläufige Festnahme

Voraussetzungen für die Anordnung 
der Untersuchungshaft

§122

(1) Der Beschuldigte oder der Angeklagte darf nur 
dann in Untersuchungshaft genommen werden, wenn 
dringende Verdachtsgründe gegen ihn vorliegen und
1. Fluchtverdacht oder Verdunklungsgefahr vorhan­

den ist;
2. ein Verbrechen den Gegenstand des Verfahrens bil­

det oder bei einem schweren fahrlässigen Ver­
gehen der Ausspruch einer Freiheitsstrafe von über 
zwei Jahren zu erwarten ist;

3. das Verhalten des Beschuldigten oder des Ange­
klagten eine wiederholte, gleichartige und erheb­
liche Mißachtung der Strafgesetze darstellt und 
dadurch Wiederholungsgefahr begründet wird;

4. die Tat, die den Gegenstand des Verfahrens bildet, 
mit Haftstrafe bedroht ist.

(2) Fluchtverdacht liegt vor, wenn
1. Tatsachen festgestellt sind, aus denen zu schließen 

ist, daß der Beschuldigte oder der Angeklagte ent­
fliehen oder sich verbergen wird, um sich der 
Strafverfolgung zu entziehen;

2. sich der Beschuldigte nicht ausweisen kann und die 
Feststellung seiner Personalien schwierig ist;

3. der Beschuldigte oder der Angeklagte keinen festen 
Wohnsitz hat oder sich unangemeldet in der Deut­
schen Demokratischen Republik aufhält;

4. der Beschuldigte oder der Angeklagte nicht Bürger 
der Deutschen Demokratischen Republik ist, keinen 
festen Wohnsitz in der Deutschen Demokratischen 
Republik besitzt und eine Freiheitsstrafe zu erwar­
ten hat.

(3) Verdunklungsgefahr liegt vor, wenn Tatsachen 
festgestellt sind, aus denen zu schließen ist, daß der 
Beschuldigte oder der Angeklagte
1. Spuren der Straftat vernichten oder Beweismate­

rial beiseite schaffen werde;
2. Zeugen oder Mitschuldige zu einer falschen Aus­

sage oder Zeugen dazu verleiten werde, sich der 
Zeugenpflicht zu entziehen.

(4) Die Tatsachen, aus denen sich die Voraussetzun­
gen für die Anordnung der Untersuchungshaft ergeben, 
sind aktenkundig zu machen.

§123
Bei der Entscheidung über die Anordnung der Unter­

suchungshaft sind die Persönlichkeit des Beschuldigten 
oder des Angeklagten, sein Gesundheitszustand, sein 
Alter und seine Familienverhältnisse zu berücksich­
tigen.

§124
Verhaftung

(1) Die Verhaftung erfolgt auf Antrag des Staats­
anwalts auf Grund eines schriftlichen Haftbefehls des 
Richters. Im gerichtlichen Verfahren ist das Gericht 
auch ohne Antrag des Staatsanwalts zum Erlaß eines 
Haftbefehls berechtigt. Der Staatsanwalt ist zu hören.

(2) In dem Haftbefehl ist der Beschuldigte oder der 
Angeklagte genau zu bezeichnen und der Grund der 
Verhaftung anzugeben.

(3) Der Haftbefehl ist dem Beschuldigten oder dem 
Angeklagten bekanntzugeben. Die Bekanntgabe ist 
unter Angabe des Datums und der Uhrzeit durch den 
Beschuldigten oder den Angeklagten schriftlich zu be­
stätigen.

§125

Vorläufige Festnahme
(1) Wird jemand auf frischer Tat angetroffen oder 

verfolgt, ist, wenn er der Flucht verdächtig ist oder 
seine Personalien nicht sofort festgestellt werden kön­
nen, jedermann befugt, ihn auch ohne richterlichen 
Haftbefehl vorläufig festzunehmen.

(2) Der Staatsanwalt und das Untersuchungsorgan 
sind auch dann zur vorläufigen Festnahme befugt, 
wenn die Voraussetzungen eines Haftbefehls vorliegen 
und Gefahr im Verzüge ist.


